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SPEKTRUM DEMOKRAT!

FORUM MEDIEN KRITISCH

Nach dem Bundeshausdrama

Bedenkliche Bilanz der Medienpolitik
Das Schauspiel, das die Schweizerische

Bundesversammlung der
Öffentlichkeit mit der jüngsten Bundesratswahl

bot, ist allgemein nicht goutiert
worden. Viele empfanden diesen
Wahlgang unter massivem Druck von
aussen als Kapitulation des
verfassungsmässigen Wahlkörpers. Eine
Suspendierung gewachsener und
bewährter Normen war es auf jeden
Fall. Aus mehreren Voten im Rahmen

der Wahlsession der Vereinigten
Bundesversammlung ist eine
Machtverlagerung von der verfassungsmässigen

Legislative zu einer nicht
transparenten und einer Kontrolle entzogenen

Medienstruktur deutlich
geworden.

Die Medienkampagne, die eine
gravierende Einschränkung der
Entscheidungsfreiheit der Bundesversammlung

bewirkte, war mittelbar
die Folge einer leichtfertigen
Medienpolitik unter dem Regime der
«Zauberformel». Und diese Medienpolitik

hat nun auch zur Konsequenz,
dass die «Zauberformel» für die
bürgerlichen Parteien zum Sachzwang
geworden ist: Eine Sozialdemokratie
als parlamentarische Opposition
könnte sich immer noch auf die von
ihren Anhängern in den Schlüsselstellen

von Radio und Fernsehen
ausgeübte Medienmacht stützen.

jedoch möglich, und der derzeitige
Ombudsmann Jesus della Serna ist
bereits zum zweitenmal in Amt und
Würden. In das Amt berufen wurden
bisher jeweils leitende Redaktoren,
die auch in der Redaktion hohes
Ansehen geniessen. Denkbar sei auch
die Bestellung eines Aussenstehen-
den — doch das hält Bastenier für
unwahrscheinlich. «Im Grunde muss
man das Flaus kennen, um das Amt
glaubwürdig ausüben zu können»,
meint er.

«El Pais» ist das einzige Blatt Spaniens,

das einen Ombudsmann hat —
und das, so Bastenier, obwohl «die
spanische Presse ziemlich unfair ist,

Parlamentarier unter Druck

Der von seiner sozialdemokratischen
Partei zum Verzicht auf das Bundesratsamt

gezwungene Nationalrat
Francis Matthey sagte in seiner
Erklärung vor der Bundesversammlung
in einem Satz alles über die von den
Medien bestimmte Entwicklung seit
dem Rücktritt von Bundesrat René
Felber: «Anfangs war das Kriterium
<Frau> nicht vorrangig, später ist es
dies geworden, zum Schluss war es
das einzige.» Dieser Ablauf war die
Folge einer ganz massgeblich von
den elektronischen Medien betriebenen

Kampagne. Von «Kampagne»
hatte Christiane Brunner, ohne sich
der Unüblichkeit dieser Art der
Bewerbung um das höchste Amt offenbar

bewusst zu sein, bei verschiedenen

Gelegenheiten selber gesprochen,

und nach der Wahl von Ruth
Dreifuss dankte sie den demokratischen

Frauen auf dem Berner
Bundesplatz dafür, dass sie einer
«Mobilisierung» gefolgt seien, die das
Parlament gezwungen habe.

Ein welscher Liberaler sprach vor
den Räten vom «Psychodrama», das
man durchlebt habe. Der Waadtlän-
der Kommunist Joseph Zisyadis
brachte die Dinge, wie sie nach den
Vorgängen im Umfeld dieser Wahl

und ein Betroffner so gut wie keine
Möglichkeit hat, sich gegen journalistische

Angriffe zu verteidigen». Was
der Ombudsmann von «El Pais«
schreibt, wird auch von der journalistischen

Konkurrenz sorgfältig
beobachtet. Mitunter handle es sich, laut
Bastenier, «um Munition, die erst
einmal zwischengelagert wird, damit
man sie zu einem späteren, geeigneten

Zeitpunkt zum Angriff verwenden

kann». Eine der jüngsten Kolumnen

handelte denn auch von Don
Quijote — was aber wohl nicht als

Anspielung auf das Selbstverständnis
des Ombudsmannes zu werten war.

Stephan Russ-Mohl
Medien Kritik (Frankfurt)

standen, auf den Punkt: «Die wirkliche

Macht liegt nicht mehr in diesem
Parlament.» Die Berner Grüne Leni
Robert drohte vage mit der Zukunft,
als die von den Medien zur Symbolfigur

aufgebaute Christiane Brunner
zugunsten von Frau Dreifuss verzichtet

hatte: «Symbole stösst man nicht
ungestraft vom Sockel.»

Die Medienkampagne...

In zahllosen Sendungen und
Moderationen von Radio und Fernsehen
der deutschen Schweiz war seit
Wochen eine Identifikation «der»
Schweizer Frauen mit Christiane
Brunner betrieben worden. Vom
«Wort zum Tag» des Radios zu
«Espresso», «Rendez-vous» oder
«Doppelpunkt» reichte man sich die Parolen

weiter, bis dann schliesslich ein
Radioredaktor die Dinge so weit
gediehen glaubte, um im Interview mit
einem Politiker vom «Druck des Volkes»

sprechen zu können. Parallel
machte das Fernsehen DRS in einer
Reihe von Sendungen mobil, wobei
wohl der «Rundschau» die Ehre
zukommt, mit einer Ausgabe bereits
vom 10. Februar das «Ring frei zur
letzten Runde» verkündet zu haben.
Meistens ging dabei die Verklärung
der Medienkandidatin Brunner mit
einer Herabsetzung der männlichen
und bürgerlichen Parlamentarier
einher, ganz besonders nach dem
3. März, als Francis Matthey gewählt
worden war.

und was sie möglich machte

Es ist eine Binsenweisheit, dass bei
Radio und Fernsehen DRS auf den
Ebenen, wo über Programme
entschieden und wo diese ausgeführt
werden, die Positionen von SP-Mit-
gliedern oder -Anhängern
beziehungsweise von sympathisierenden
-Alternativen besetzt sind — oder
auch von parteipolitisch nicht
Festgelegten, die sich der Gruppendynamik

ergeben, um nicht als «nicht
teamfähig» abgestempelt zu werden.

Dass es soweit kommen konnte, ist
der zielstrebigen, die Bedeutung der
elektronischen Medien stets klar
erkennenden Politik der Sozialdemokratie

zuzuschreiben, die seinerzeit

in der von bürgerlichen Politikern
durchgesetzten Wahl von SP-Leuten
an die Spitze von Radio und Fernsehen

DRS gipfelte. Man wollte Toleranz

beweisen, keinesfalls mit dem
von Medienleuten freigebig verpass-
ten Stempel «rechtslastig» gezeichnet

werden, und man vertraute naiv
auf die bürgerliche Dominanz in der
Generaldirektion SRG und in der
Trägerschaft.

Hier aber funktionierte, weil die
Parteien (und der zur Besetzung
bestimmter Positionen berechtigte
Bundesrat) die ihnen «zustehenden»
Ämter als Pfründen für lokale und
regionale Potentaten betrachteten —
hier funktionierte stets die
übermächtige Integrationskraft des
faszinierenden Produktionsapparats der
Medien. Man schmeichelte sich,
dazuzugehören, statt die Aufgabe als

Vertretung der Öffentlichkeit
wahrzunehmen. So konnte der
Programmapparat der elektronischen
Medien zur Domäne einer Partei
und ihres geistigen Umfelds werden.

Faktum «Vierte Gewalt»

Die Bundesratswahl vom 3./10. März
hat, wenn das überhaupt noch nötig
gewesen sein sollte, zwei Dinge deutlich

gemacht: Die als innenpolitische
Faktoren konkurrenzlos agierenden
schweizerischen elektronischen
Medien üben neben (oder über?) der
gesetzgebenden, der ausführenden
und der richterlichen Gewalt effektiv
eine nicht demokratisch kontrollierte
vierte Gewalt aus, und sie agieren in
entscheidenden Momenten im Sinn
einer bestimmten Meinungsgruppe.

Und — zweitens — wird diese
monopolisierte «Vierte Gewalt» dann in
bedenklicher Weise in Erscheinung
treten, wenn sich die Sozialdemokratie

dereinst von sich aus oder unter
Zwang in die deklarierte Opposition
verabschiedet haben sollten: Ihre
mit bürgerlichem Zutun errichtete
Medienbastion wird weiter wirken,
ob mit Zauberformel oder ohne.

(wag.)
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